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Satzung des Freundeskreises Westfälisches Industriemuseum – 

Landesmuseum für Industriekultur e.V. 
 

 

 

§  1 Name und Sitz des Vereins 

 

1.1 Der Verein führt den Namen „Freundeskreis Westfälisches Industriemuseum – 

Landesmuseum für Industriekultur e.V.“ und soll in das Vereinsregister 

eingetragen werden. 

 

1.2 Er hat seinen Sitz in Dortmund. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

  

2.1 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Er ist 

ein Förderverein i.S.v. § 58 Nr. 1 AO, der seine Mittel ausschließlich zur För-

derung der in dem nachstehenden Absatz genannten steuerbegünstigten Ein-

richtung verwendet. 

 

2.2 Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Westfälischen Industriemuseums 

– Landesmuseum für Industriekultur. Der Vereinszweck wird verwirklicht ins-

besondere durch 

 

 - Sympathiewerbung für das Westfälische Industriemuseum, 

- Vermittlung von Kontakten zu Medien, Organisationen, Fachverbänden 

und Politik, 

 - Vermittlung von Verbindungen zu Stiftungen und Sponsoren, 

- Unterstützung, z.B. beim Ankauf von Exponaten, bei der Herausgabe 

von Publikationen, bei der Erarbeitung von Sonderausstellungen, bei 

Forschungs- und Dokumentationsprojekten o.ä., 

- Zusammenarbeit mit den an den Museumsstandorten des LWL-

Industriemuseums bestehenden Fördervereinen. 

 

 Der Verein ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Aufgaben Personal zu 

beschäftigen. 

 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit des Vereins 

 

3.1 Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaft-

liche Ziele. 

 

3.2 Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 

werden. Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
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3.3 Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Geschäftsjahr 

 

 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 5 Mitgliedschaft 

 

5.1 Mitglieder des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen 

werden. Die Mitgliedschaft ist beim Vorstand schriftlich zu beantragen. Über 

die Aufnahme entscheidet der Vorstand. 

 

5.2 Die Mitgliedschaft endet durch Tod bei natürlichen Personen, durch Erlöschen 

bei juristischen Personen, durch schriftliche Austrittserklärung oder durch Aus-

schluss. Die Austrittserklärung ist bis spätestens zwei Monate vor Ablauf eines 

Kalenderjahres an den Vorstand zu richten. Die Mitgliedschaft endet mit Ab-

lauf des Kalenderjahres. Der Ausschluss kann erfolgen, wenn die Be-

stimmungen der §§ 2, 3 und 6 gröblich verletzt oder das Ansehen des Vereins 

schwerwiegend geschädigt worden sind. Über den Ausschluss entscheidet die 

Mitgliederversammlung. Die Mitgliedschaft endet bei Ausschluss sofort. 

 

 

 

§ 6 Beiträge 

 

6.1 Der Verein erhebt Mitgliedsbeiträge, über deren Höhe die Mitglieder-

versammlung entscheidet. Die Beiträge sind im ersten Quartal des Geschäfts-

jahres zu entrichten. Sie werden in der Regel im Bankeinzugsverfahren 

eingezogen. Im laufenden Kalenderjahr wird der Mitgliedsbeitrag bei neuer 

Mitgliedschaft im ersten Halbjahr in voller Höhe erhoben, bei neuer Mitglied-

schaft im zweiten Halbjahr entfällt er für das Kalenderjahr. 

 

6.2 Die an den Museumsstandorten des LWL-Industriemuseums bestehenden 

Fördervereine sind als Mitglieder im Freundeskreis von der Beitragspflicht 

befreit. 

 

 

 

§ 7 Organe des Vereins 

 

 Organe des Vereins sind: 

 

 - die Mitgliederversammlung, 

 - der Vorstand. 
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§ 8 Mitgliederversammlung 

 

8.1 Die Mitgliederversammlung wählt den Vorstand, nimmt den Rechenschafts-

bericht des Vorstandes entgegen und entlastet den Vorstand. Sie wählt aus 

ihrer Mitte zwei Kassenprüfer/innen für das jeweilige Geschäftsjahr und 

beschließt u.a. Satzungsänderungen. 

 

8.2 Die Mitgliederversammlung ist einmal im Geschäftsjahr – spätestens zum 

30.06. – von der/dem ersten Vorsitzenden unter Bekanntgabe der Tages-

ordnung vier Wochen vor der Versammlung durch einfachen Brief 

einzuberufen (ordentliche Mitgliederversammlung). 

 

Anträge, die nicht in der Einberufung aufgeführt sind, sind als Dringlich-

keitsanträge zu behandeln. Die Behandlung eines Dringlichkeitsantrages kann 

nur erfolgen, wenn dies von der Mitgliederversammlung mit Drei-Viertel-

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen wird. Dringlich-

keitsanträge, die auf eine Änderung der Satzung, eine Änderung des Vereins-

zweckes oder auf eine Auflösung des Vereins zielen, sind unzulässig.  

 

 Der Vorstand kann außerordentliche Mitgliederversammlungen einberufen. 

Auf schriftliches Verlangen von mindestens einem Zehntel aller Mitglieder 

muss der Vorstand unter Angabe der vorgeschlagenen Tagesordnung eine 

Mitgliederversammlung einberufen. Für die außerordentliche Mitgliederver-

sammlung gelten die Bestimmungen über die ordentliche Mitglieder-

versammlung entsprechend. Der Vorstand kann jedoch die Einladungsfrist auf 

bis zu zwei Wochen verkürzen, sofern ein Beschlussgegenstand dies erfordert. 

 

8.3 Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der an-

wesenden Mitglieder gefasst. Abgestimmt wird durch Handaufheben. Für eine 

Satzungsänderung und den Ausschluss eines Mitgliedes ist eine Mehrheit von 

zwei Drittel der erschienen Mitglieder erforderlich. Auf Antrag eines Fünftels 

der anwesenden Mitglieder wird geheim abgestimmt. 

 

Bei Abstimmung hat jedes Mitglied eine Stimme. Die Übertragung des Stimm-

rechts ist zulässig. Ein übertragenes Stimmrecht wird durch Vorlage einer 

Vollmacht nachgewiesen. 

 

8.4 Die Mitgliederversammlung wird von der/dem ersten Vorsitzenden oder, wenn 

diese/r verhindert ist, von einem anderen Mitglied des Vorstandes geleitet. 

Von der/dem Protokollführer/in, der von der/dem Versammlungsleiter/in 

bestimmt wird, ist ein Protokoll zu fertigen, das von beiden gemeinsam zu 

unterzeichnen ist. 

 

§ 9 Zuständigkeit des Vorstandes 

 

9.1 Der Vorstand leitet die Vereinsgeschäfte in gemeinsamer Verantwortlichkeit. Er 

entscheidet über die Verwendung der zur Verfügung stehenden Mittel. 
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9.2 Der Vorstand besteht aus: 

 

 - der/dem ersten Vorsitzenden, 

 - der/dem stellvertretenden Vorsitzenden, 

 - der/dem Schatzmeister/in, 

- einer/einem Vertreter/in des Westfälischen Industriemuseums, die/der 

die Geschäftsführung für den Verein übernimmt. Sie/Er amtiert in 

Personalunion als Schriftführer/in. 

 - sowie bis zu drei weiteren Mitgliedern. 

  

9.3 Der Vertretungsvorstand i.S.d. § 26 BGB besteht aus der/dem Vorsitzenden 

und der/dem Vertreter/in, der/dem Schatzmeister/in und der/dem Vertreter/in 

des Westfälischen Industriemuseums. Jeweils zwei Mitglieder der Vorge-

nannten vertreten den Verein gemeinschaftlich. 

 

9.4 Die Vorstandsmitglieder werden mit einfacher Mehrheit von der Mitglieder-

versammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt und führen danach die 

Geschäfte bis zur Neuwahl weiter. 

 

9.5 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 

anwesend sind. Beschlüsse des Vorstandes können auch im schriftlichen 

Umlaufverfahren gefasst werden, wenn dem kein Vorstandsmitglied 

widerspricht. 

 

§ 10 Auflösung des Vereins, Wegfall des bisherigen steuerbegünstigten Zweckes 

 

10.1 Die Mitgliederversammlung kann mit Zwei-Drittel-Mehrheit der versammelten 

Mitglieder seine Auflösung beantragen. Dieser Antrag kommt auf der nächsten 

Mitgliederversammlung zur Abstimmung. Sollte der Antrag von zwei Dritteln 

der versammelten Mitglieder angenommen werden, ist der Verein aufzulösen. 

 

10.2 Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke erfolgt 

die Liquidation durch die zum Zeitpunkt des Auflösungsbeschlusses 

amtierenden Vorstandsmitglieder. 

 

10.3 Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke ist das 

verbleibende Vermögen ausschließlich der in § 2 Abs 2 der Satzung genannten 

(steuerbegünstigten) Einrichtung zu überweisen. Besteht diese Einrichtung 

nicht mehr, kann der Verein das Vermögen an andere steuerbegünstigte 

Einrichtungen oder eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zur Verwirk-

lichung steuerbegünstigter Zwecke überweisen. Beschlüsse über eine von § 10 

Abs. 3 Satz 1 der Satzung abweichenden Verwendung des Vermögens dürfen 

erst nach Einwilligung des Finanzamtes abgeführt werden. 

 

 

Dortmund, 28.06.2017 


